
Gefahr vergrößert, den bis jetzt anerkannten Charakter 
der Konfliktkommission grundsätzlich zu verändern.

Derartige Schwierigkeiten lassen sich ohne besondere 
gesetzliche Regelung durch das rechtzeitige Eingreifen 
des Staatsanwalts beseitigen. Auch nach der These 14 
wird sich die Frist des Anfechtungsrechts durch den 
Staatsanwalt auf drei Monate belaufen; jedenfalls ist 
aus dieser These nichts Gegenteiliges zu entnehmen. 
Wenn dem aber so ist, sollte es in dieser Frist auch 
möglich sein, die in der These 13 angeführten Gründe 
für eine Wiederaufnahme zu erkennen und im Wege 
der Aufhebungsklage zu beseitigen. Die Frist von drei 
Monaten zur Beseitigung derartiger Beschlüsse reicht 
völlig aus. Es wird dann weder eine Notfrist zur 
Klageerhebung benötigt, noch bedarf es der Feststel
lung, daß solche Klagen nach Ablauf einer gewissen 
Frist (nach § 586 ZPO nach fünf Jahren) unstatthaft 
sind. Die Beschlüsse der Konfliktkommissionen sind 
eben keine gerichtlichen Entscheidungen und sollten 
es auch nicht werden. Wenn die am Arbeitsstreitfall 
Beteiligten wissen, daß nach Ablauf von drei Monaten 
nichts mehr zur Beseitigung eines Konfliktkommis
sionsbeschlusses zu machen ist, werden sie bemüht 
sein, solche mangelhaften Beschlüsse beseitigen zu 
lassen. Haben sie selbst die Frist des § 30 KKVO ver
säumt, dann bleibt ihnen noch der Weg zum Staats
anwalt. Außerdem muß dieser noch mehr als bisher 
die Arbeit der Konfliktkommission durch tätige Hilfe, 
wie sie auch die regelmäßige Überprüfung ihrer Be
schlüsse darstellt, verbessern. Die Beschränkung auf 
das Eingreifen des Staatsanwalts in solchen Fällen und 
damit auf die Dreimonatsfrist dient im übrigen dem 
Beschleunigungsprinzip. Während nämlich dieses Prin
zip in der These 9 (Vertretungsbefugnis) besonders 
betont wird, geradezu die Begründung für diese These 
darstellt, wird in der These 13 offensichtlich dagegen 
verstoßen. So muß, um die These 13 wirksam werden 
zu lassen, ein entsprechend langer Zeitraum für die 
Möglichkeit der Erhebung der Aufhebungsklage ge
geben werden. Wenn dieser allerdings auch nicht auf 
fünf Jahre bemessen zu werden braucht (§ 586 ZPO), 
so ist eine schnelle Erledigung des Arbeitsstreitfalles, 
auf die es nach der Präambel besonders ankommt, in 
solchen Fällen jedenfalls nicht mehr garantiert.

Zweifelhaft erscheint auch die Notwendigkeit der 
Aufnahme der These 5, nach der den Mitgliedern der 
Konfliktkommission der gleiche Kündigungsschutz zu 
gewähren ist wie den Mitgliedern der betrieblichen 
Gewerkschaftsleitungen. Diese These soll einem angeb
lichen Sicherheitsbedürfnis der Mitglieder der Konflikt
kommission dienen. Ob ein solches Bedürfnis tatsäch
lich besteht, kann von hier nicht beurteilt werden; an 
die Staatsanwälte sind derartige Wünsche kaum heran
getragen worden. Persönlich ist mir dieser Wunsch nur 
aus dem Kreis Eberswalde bekannt. Eigenartig mutet 
es jedenfalls an, daß diese Idee ausgerechnet in volks
eigenen Betrieben ausgesprochen worden sein soll — 
wird dadurch doch ein Versagen der gewerkschaftlichen 
Arbeit in diesen Betrieben sichtbar. Wenn nämlich die 
Gewerkschaften den Mitgliedern der Konfliktkommis
sionen bei etwaigen Maßregelungen ihre Unterstützung 
zükommen lassen würden, dürften derartige Erschei
nungen bald der Vergangenheit angehören. Keinesfalls 
sind solche Erscheinungen aber geeignet, eine gesetz
liche Regelung als notwendig zu erachten.

Begrüßt werden muß-dagegen These 14, da sie geeig
net ist, die bisher im Zusammenhang mit § 31 KKVO 
aufgetauchten Zweifelsfragen zu klären. Bekanntlich 
kann nach § 31 KKVO der Staatsanwalt jede Entschei
dung einer Konfliktkommission von dem zuständigen 
Kreisarbeitsgericht dann aufheben lassen, wenn sie auf 
einer Verletzung der gesetzlichen oder kollektivvertrag
lichen Bestimmungen beruht. Da das Verfahren nach 
§ 31 KKVO gesetzlich nicht geregelt ist, bestehen, aus
gehend von der Fassung des § 31 KKVO, zunächst 
Zweifel über die Stellung der am Konfliktkommissions- 
Verfahren Beteiligten. Sollen sie in diesen Verfahren 
selbst gehört werden? Können sie selbst Anträge stellen 
oder nicht? Schließlich handelt es sich um ein nur dem 
Staatsanwalt zustehendes Verfahren. Andererseits

tauchen im Zusammenhang mit der gesetzlichen For
mulierung, daß eine aufgehobene Entscheidung durch 
eine neue ersetzt werden muß, weitere Schwierigkeiten 
auf. Da nur der Staatsanwalt das Verfahren in Gang 
setzen und Anträge stellen kann, entsteht die Gefahr, daß 
eine Entscheidung vom Kreisarbeitsgericht getroffen 
wird, mit der die im Konfliktkommissions-Verfahren Be
teiligten nicht einverstanden sind. Wenn auch dieses 
Bedenken im Zusammenhang mit vorstehenden Erörte
rungen nicht ausschlaggebend ist, denn das Verfahren 
nach § 31 KKVO ist nun einmal der Initiative der 
Beteiligten entzogen, so ist andererseits mit dem Hin
weis, daß durch die Aufhebungsklage die demokratische 
Gesetzlichkeit wiederhergestellt wird, auch nichts 
gewonnen. Es kann nämlich zweifelhaft sein, ob die 
Entscheidung des Kreisarbeitsgerichts, die durch den 
Staatsanwalt veranlaßt wurde, einer Nachprüfung 
standhält.

Wenn These 14 festlegt, daß- die an dem Konflikt
kommissions-Verfahren Beteiligten über den Verhand
lungstermin vom Kreisarbeitsgericht in Kenntnis 
gesetzt werden müssen und in diesem Verfahren sogar 
gehört werden können, so kann einer solchen Regelung 
nur zugestimmt werden. Abzulehnen ist allerdings der 
Vorschlag, sie als Partei zu hören. Nachdem allgemein 
anerkannt wurde, daß es sich bei dem Aufhebungsver
fahren nach § 31 KKVO ausschließlich um ein vom 
Staatsanwalt veranlaßtes Verfahren in Erfüllung seiner 
Aufsichtspflicht zur Wiederherstellung der demokrati
schen Gesetzlichkeit handelt und es nicht etwa mit dem 
durch die ZPO zugelassenen eigenen Klagerecht gleich
gestellt werden kann (§ 646 ZPO), können zu diesem 
Verfahren keine Parteien zugelassen werden. Andern
falls würde der Charakter dieses Verfahrens verändert 
und der Staatsanwalt unter Umständen zum Helfer 
einer Partei werden. Außerdem will These 14 im 
Grunde die Beteiligten auch nicht als Partei zulassen, 
sonst wäre das Versagen der Möglichkeit zur Verhand
lung und zur Antragstellung, den wesentlichsten Eigen
schaften der Parteistellung im Gerichtsverfahren, 
unverständlich. Dazu kommt, daß die in § 31 KKVO 
festgelegte Verpflichtung für das Kreisarbeitsgericht, 
die aufgehobene Entscheidung durch eine neue zu 
ersetzen, weggefallen ist. Mithin sind alle bisher in die
ser Richtung vorgetragenen Bedenken gegenstandslos 
geworden. Es verbleibt lediglich die Aufgabe, die 
gesetzlichen Bestimmungen so zu formulieren, daß in 
bezug auf die Stellung der am Konfliktkommissions- 
Verfahren Beteiligten in dem vom Staatsanwalt ein
geleiteten Aufhebungsverfahren keine Zweifel mehr 
auftauchen können.

Die weitere und wichtigste Zweifelsfrage, die durch 
das Fehlen von Verfahrensvorschriften für den § 31 
KKVO auf tauchte, war die nach dem Rechtsmittel 
gegen die vom Kreisarbeitsgericht im Rahmen dieser 
Vorschrift erlassene Entscheidung. Selbst der Hinweis 
auf den besonderen Charakter dieses Verfahrens nach 
§ 31 KKVO, in dem es keine Parteien gibt, ist nicht 
imstande, das Bedenken, das gegen die Nichtzulassung 
der Berufung besteht, zu zerstreuen. Immerhin han
delt es sich auch bei dem nach § 31 KKVO eingeleite
ten Verfahren um ein gerichtliches Verfahren, in dem 
nicht so ohne weiteres gegen den Grundsatz,' daß jedem 
Bürger ein Rechtsmittel gegen gerichtliche Entschei
dungen erster Instanz zusteht, verstoßen werden kann. 
Wird aber die Zulassung der Berufung für die am 
Konfliktkommissions-Verfahren Beteiligten bejaht, 
obwohl sie in diesem Verfahren keine Parteistellung 
haben, so müßte als notwendige Konsequenz für die 
Fälle, in denen der Antrag des Staatsanwalts durch 
das Kreisarbeitsgericht abgelehnt wird, ebenfalls die 
Berufung zugelassen werden. Die Zubilligung eines 
Rechtsmittels darf jedenfalls keine einseitige Ange
legenheit sein. \

Allen diesen Zweifelsfragen macht These 14 dadurch 
ein Ende, daß sie es den am Konfliktkommissions- 
Verfahren Beteiligten freistellt, ob sie den Arbeits
streit vor dem Kreisarbeitsgericht fortsetzen wollen. 
Der Beschluß, der gegen die demokratische Gesetzlich
keit verstieß, ist jedenfalls beseitigt. Die These schafft 
demnach für diese Fälle die Prozeßvoraussetzung des
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